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Drucksache 1188 


Antrag 

der Abgeordneten Stegner und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Zulassung von Wirtschaftswerbung 
an Autobahnüberführungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Wirtschaftswerbung ^durch Daueranschläge 
(Bildwerk, Schrift) an den Unterzügen und 
Geländern der über die Autobahnen führen- 
den bundeseigenen Straßenbrücken kann nach 
Maßgabe dieses Gesetzes betrieben werden, 
Bundes- oder landesrechtliche Bestimmungen 
über die sonstige Werbung an den Bundes- 
autobahnen bleiben unberührt. 

S 2 

(1) Die für die Autobahn Werbung im Sinne 
des § 1 vorgesehenen Flächen sind zum 
Zwecke -des Abschlusses von Verträgen über 
die Überlassung dieser Flädien vom Bundes- 
minister für Verkehr öffentlich auszuschrei- 
ben. Für den Abschluß der Verträge ist der 
Bundesminister für Verkehr zuständig. 

(2) Bei Verträgen mit Werbung vermitteln- 
den Unternehmen -darf das zu vereinbarende 
Entgelt 60 v. H. der aus der Autobahn- 
werbung erzielten Roheinnahmen nicht über- 
steigen. 
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§ 3 

(1) Jedes für eine einzelne Werbefläche 
vorgesehene Werbemittel Ist dem Bundes- 
minister für Verkehr vorzulegen. Der Bun- 
desminister für Verkehr kann gegen die Art 
und Ausgestaltung des Werbemittels inner- 
halb eines Monats nach Vorlage Einwendun- 
gen erheben. 

(2) Einwendungen können nur erhoben 
werden, wenn die Werbung 

a) den Interessen der Bundesrepublik Deutsch- 
land abträglich ist, 

b) Geschmack und Sitte verletzt, 

c) geeignet ist, das Landschaftsbild oder die 
in die Landschaft eingefügten Bauwerke 
undBauanlagen von hervorragender archi- 
tektonischer Gestaltung zu verunstalten, 
oder 

d) geeignet Ist, die Aufmerksamkeit der Ver- 
kehrsteilnehmer in einer die Sicherheit des 
Verkehrs gefährdenden Weise abzulenken 
oder die Leichtigkeit des Verkehrs zu be- 
einträchtigen. 



(3) Können die beanstandeten Mängel 
eines Werbemittels nicht im Wege der Ver- 
einbarung behoben werden, so kann die Be- 
rechtigung der Einwendung mit der Klage im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren angefoch- 
ten werden. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Bestimmungen über 
die Grundsätze und das Verfahren bei der 
Erhebung von Einwendungen durch die Ver- 
waltungsbehörde zu erlassen. 

§ 4 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
Richtlinien über die Freigabe und Ausschrei- 
bung von Werbeflächen sowie über den Ab- 
schluß von Verträgen gemäß § 2 zu erlassen. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 


§ 6 

Das Gesetz tritt am 30. Juni 1955 in Kraft. 
Bonn, den 10. Februar 1955 

Stegner 

Maier (Mannheim) 

Unertl 

Hermsdorf 

Dr. Blank (Oberhausen) 
Dr.-Ing. Dredisel 
Eberhard 
Gaul 

Dr. Hammer 
Dr. Henn 
Lahr 

Lenz (Trossingen) 

Dr. Luchtenberg 
Dr. Maier (Stuttgart) 
Mauk 

Rademacher 

Schwann 

Feiler 

Gemein 

Körner 

Kutschera 

Petersen 

Srock 


2 



